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| Johannes Wallacher 
und Michael Reder

Die Gerechtigkeitsfragen, die sich im
Kontext von Klimawandel und Armuts-
bekämpfung stellen, müssen in den
Klimaverhandlungen systematisch be-
rücksichtigt werden. Dazu ist zunächst
ein überzeugendes Verständnis von
Gerechtigkeit zu entfalten.

Eine global nachhaltige Entwicklung erfordert
die Überwindung von Armut und den Erhalt
unserer natürlichen Lebensgrundlagen. Kli-
maschutz und Armutsbekämpfung bedingen
einander wechselseitig. Diese Ziele sind frei-
lich nicht einfach in Übereinstimmung zu
bringen, denn es geht dabei unweigerlich auch
um konkurrierende Ansprüche und Interes-
sen. Da nicht alle Ansprüche zugleich und in
vollem Umfang befriedigt werden können,
braucht es ethische Leitbilder wie „Gerechtig-
keit“, die im Konfliktfall eine angemessene
Verteilung von Ansprüchen ermöglichen.

Allerdings existieren unterschiedliche Ge-
rechtigkeitskonzepte, aus denen unterschied-
liche, teils sogar gegensätzliche politische
Strategien abgeleitet werden. Ein Beispiel da-
für ist die Debatte um die Verteilung künfti-
ger Emissionsrechte mit einem weiten Spek-
trum von Vorschlägen, die sich alle auf Ge-
rechtigkeitsprinzipien berufen. Die einen ori-
entieren sich primär am Gewohnheitsrecht,
andere an der Verletzbarkeit gegenüber dem
Klimawandel oder am Recht auf Entwicklung,
wieder andere plädieren für zukünftig gleiche
Pro-Kopf-Emissionsrechte.

Gerechtigkeitskonzepte beinhalten normati-
ve Vorentscheidungen. Eine wichtige Aufga-
be der Ethik besteht genau darin, diese oft ver-

borgenen Implikationen aufzudecken und zu
reflektieren. Sie legt so auch offen, von wel-
chem Standpunkt aus die Frage nach der Ge-
rechtigkeit gestellt wird. Geht es um Gerech-
tigkeit für alle Menschen oder nur für eine
Gruppe? Eine ethische Reflexion, die überzeu-
gen kann, erfordert einen möglichst unpar-
teiischen Standpunkt. Nachdem dieser entwi-
ckelt und begründet ist, kann davon ausge-
hend bestimmt werden, welche Aspekte von
Gerechtigkeit wichtig sind. Diese Bestim-
mung der zentralen Aspekte von Gerechtig-
keit bildet wiederum den Ausgangspunkt für
die Übersetzung von Gerechtigkeitsprinzipien
in angemessene politische Strategien.

|  Die Menschenwürde 
als Ausgangspunkt

Ein geeigneter Ausgangspunkt für eine global
vermittelbare ethische Argumentation ist die
Menschenwürde. Der Standpunkt der Men-
schenwürde bietet den Vorteil, dass er von
verschiedenen ethischen Traditionen her be-
gründbar und an andere kulturelle wie reli-
giöse Traditionen anschlussfähig ist. Implizit
liegt ihm die in allen Kulturen bekannte Gol-
dene Regel zugrunde, die in ihrer einfachsten
Version lautet: „Was du nicht willst, das man
dir tu’, das füg auch keinem anderen zu!“

Die normativ-ethischen Ansprüche, die allen
Menschen aufgrund ihrer Menschenwürde
unterschiedslos und in gleicher Weise zukom-
men, werden in den Menschenrechten aus-
buchstabiert. Diese umfassen nicht nur bür-
gerliche und politische, sondern auch wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte.

Aus der Menschenwürde können drei Gerech-
tigkeitsprinzipien abgeleitet werden, die für
die Verknüpfung von Klimaschutz und Ar-
mutsbekämpfung besonders wichtig sind: die
Bedarfs-, die Chancen- und die Verfahrensge-
rechtigkeit. Diese drei Prinzipien stehen in ei-
nem dynamischen Wechselverhältnis zuei-
nander. Der Befriedigung fundamentaler
menschlicher Bedürfnisse nach ausreichen-
der Nahrung oder sauberem Trinkwasser
kommt allerdings ein prinzipieller Vorrang zu.
Das heißt, die Grundbedürfnisse der Men-
schen und damit die Bedarfsgerechtigkeit ste-
hen im Zentrum aller Bemühungen um Ar-
mutsbekämpfung und Klimaschutz. Alle po-
litischen Maßnahmen müssen daher auch da-
raufhin ausgerichtet werden, die Möglichkei-
ten zur Versorgung mit lebensnotwendigen
Grundgütern zu verbessern.

Aus der Menschenwürde folgt freilich auch,
dass die Menschen selbst Ausgangspunkt,
Träger und Ziel aller Bemühungen zur Be-
kämpfung der Armut sowie zur Bewältigung
der schädlichen Folgen des Klimawandels
sein sollen. Diesem Grundverständnis einer
„Entwicklung von unten“ entspricht das Prin-
zip der Partizipation. Es ist nicht nur ein ethi-
sches Gebot, sondern auch eine Vorausset-
zung für eine dauerhafte Reduzierung der so-
zialen Verwundbarkeit. Verringert werden
muss diese Verwundbarkeit nicht nur für, son-
dern besonders mit und von den Menschen
selbst. Dazu müssen die Armen und die ar-
men Länder freilich eine faire Chance haben,
sich am Klimaschutz zu beteiligen, ohne ihre
Entwicklungschancen einzuschränken, wes-
halb die Chancengerechtigkeit ein zweiter
wichtiger Aspekt ist. Dies legitimiert zum Bei-
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Damit die Armen nicht im Regen stehen – 
globale Klimapolitik muss die Würde der 

Armen verteidigen.
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spiel den Transfer von ange-
passten, emissionssparenden
Technologien in ärmere Länder
zu Vorzugsbedingungen. Es begründet auch
Investitionen in Menschen, um deren Hand-
lungsvermögen zu stärken, damit sie die vom
Klimawandel bedingten neuen Risiken besser
meistern können.

Mehr Bedarfsgerechtigkeit und mehr Chan-
cengerechtigkeit werden ohne gerechte poli-
tische Verfahren kaum zu erreichen sein. Das
Prinzip der Verfahrensgerechtigkeit ist daher
ein dritter wichtiger Aspekt in den Gerechtig-
keitsüberlegungen. Ob Ordnungsstrukturen
gerecht sind oder nicht, hängt in hohem Ma-
ße davon ab, wie ordnungspolitische Rah-
menbedingungen zustande kommen, und
wer entscheidet, welche Regeln zu welchem
Zeitpunkt gelten oder außer Kraft gesetzt
werden. Weil das so ist, muss weit mehr als
bisher institutionell gesichert werden, dass
auch die ärmeren Länder und die Armen, die
in besonderer Weise vom Klimawandel be-
troffen sind, angemessen an Beratungen und
Entscheidungsprozessen beteiligt werden.

|  Räumliche und zeitliche Erweiterung
Der Klimawandel weist wie kaum ein ande-
res Problem auf weltweite Verflechtungen
und Abhängigkeiten hin. In einer interdepen-
denten Welt haben Handlungen immer auch
Fernwirkungen. Gerechtigkeitsüberlegungen
sind also notwendigerweise in einer globalen
Perspektive zu erörtern. Dies folgt auch direkt
aus dem gewählten normativen Standpunkt
der Menschenwürde. Den primären Bezugs-
punkt können dann nicht mehr nur Nationen
bilden, da der dabei üblicherweise verwende-
te Durchschnitt von Einkommen oder Emissi-
onsrechten pro Kopf die meist erheblichen
Ungleichheiten innerhalb der Länder ver-
nachlässigt. Es geht vielmehr darum, entspre-
chende Rechte direkt auf die einzelnen Men-
schen zu beziehen, auch wenn nationalstaat-
liche Institutionen zweifelsohne wichtige In-
strumente sind, um diese Rechte zu sichern.

Gerechtigkeit ist im Kontext
von Klimawandel und Ar-
mutsbekämpfung nicht nur in

räumlicher, sondern auch in zeitlicher Per-
spektive zu erweitern. Dies ist Gegenstand der
intergenerationellen Gerechtigkeit, die so-
wohl die Vergangenheit als auch die Zukunft
einbezieht. Grundlage dieses Maßstabs ist die
anthropologische Annahme, dass der Mensch
ein geschichtliches Wesen ist. Danach dürfen
zum einen die in den letzten Jahrzehnten vor
allem von den Industrieländern angehäuften
Bestände an Kohlenstoffemissionen nicht
einfach vergessen und aus der ethischen Re-
flexion ausgeschlossen werden, auch wenn
im Einzelnen zu prüfen ist, welche Maßnah-
men geeignet sind, dieser besonderen Verant-
wortung der wohlhabenden Länder für ver-
gangene Emissionen gerecht zu werden. Der
politisch durchaus ehrgeizige Vorschlag, künf-
tige Nutzungsrechte an der Atmosphäre ein-
fach zwischen allen gleich zu verteilen, dürf-
te in dieser Hinsicht kaum ausreichen.

Die Herstellung intergenerationeller Gerech-
tigkeit erfordert zum anderen, die Lebens-
chancen nachfolgender Generationen in die
Überlegungen einzubeziehen. Das ist beim
Klimawandel besonders relevant, da es sich
um ein langfristiges Problem handelt und vie-
le seiner Folgen erst in der Zukunft sichtbar
werden. Dabei gilt es besonders die Pfadab-
hängigkeit von Entscheidungen (zum Beispiel
in der Energiepolitik) zu beachten. Weichen-
stellungen ziehen oft langfristige Folgen nach
sich, nicht nur ökonomisch.

Neben der Sicherung zukünftiger Entwick-
lungschancen erfordert das Leitbild „interge-
nerationelle Gerechtigkeit“ immer auch, die
aktuelle Armut zu bekämpfen. Klimaschutz
und Armut dürfen nicht gegeneinander aus-
gespielt werden, denn das ist nicht nur sach-
lich unangemessen, sondern auch ethisch
fahrlässig. Die Zeitlichkeit menschlicher Exis-
tenz und die damit verbundenen Verantwor-
tungsverhältnisse zwischen den Generatio-
nen legen eine Verschränkung beider Per-
spektiven nahe. Dies ist nur möglich, wenn

nicht bewältigbare Folgen des Klimawandels
vermieden werden und gleichzeitig alles da-
für getan wird, dass nicht vermeidbare Folgen
durch Anpassung bewältigt werden können.

|  Präzisierung der geeigneten
„Währung“

Eine integrierte Betrachtung von Klimaschutz
und Armutsbekämpfung macht deutlich, dass
es nicht ausreicht, die Lösung der Gerechtig-
keitsfrage allein auf die Verteilung von Emis-
sionsrechten zu begrenzen. Vielmehr geht es
um eine faire weltweite Verteilung von Ver-
mögen in all seinen Formen: Sach-, Natur-,
Human- und Sozialkapital beeinflussen die
Fähigkeit zur Überwindung der Armut wie
zur Anpassung an den Klimawandel. Das ist
freilich nie absolut bestimmbar. Was bei-
spielsweise zu den Grundbedürfnissen zu
rechnen ist oder welche Aspekte unter der
Forderung nach Chancengerechtigkeit subsu-
miert werden, muss vor dem jeweiligen sozio-
kulturellen Hintergrund in einem gesell-
schaftlichen Diskurs ausbuchstabiert werden.
Es geht so gesehen also um die Bestimmung
der „Währung“ der jeweiligen Gerechtigkeits-
überlegungen. Gerechtigkeit ist ein Leitbild,
das in einem gesellschaftlichen und auch in-
terkulturellen Gespräch immer wieder neu zu
präzisieren ist. |  |
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